
 

 

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein 
 
Aktenzeichen: 6 Sa 65/21 
3 Ca 1977/20 ArbG Lübeck 
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

 

 

 

 

 

Urteil 

 

Im Namen des Volkes 

In dem Rechtsstreit 

 

 

hat das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein - 6. Kammer - durch den Vorsitzen-
den Richter am Landesarbeitsgericht … und den ehrenamtlichen Richter … und die 
ehrenamtliche Richterin … auf die mündliche Verhandlung vom 08.12.2021 

 

für Recht erkannt: 

 

1. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Arbeitsgerichts Lübeck 

vom 18.02.2021 - 3 Ca 1977/20 - wird auf ihre Kosten zurückgewiesen. 

 

2. Die Revision wird nicht zugelassen. 
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Rechtsmittelbelehrung 
 
Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Revision nicht gegeben; im Übrigen wird 
auf § 72 a ArbGG verwiesen. 

 

 

 

 

Tatbestand 

 

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer verhaltensbedingten Änderungskün-

digung. 

 

Der am ….1967 geborene, verheiratete Kläger ist seit dem 18.03.1991 bei der Be-

klagten bzw. deren Rechtsvorgängerin beschäftigt, zuletzt mit einem Bruttomonats-

gehalt von 3.786,-- EUR. Seit dem 15.06.2012 arbeitet er als Linienführer. In dieser 

Funktion hat der Kläger einen effizienten Betrieb der Linie sicher zu stellen sowie die 

Schichtführer durch fachliche Führung der Produktionsmitarbeiter in der Linie zu un-

terstützen und die Produktionsziele iRd. CCEAG / CCEP-Vorgabe zur Produktquali-

tät, Arbeits- und Betriebssicherheit sowie Hygiene- und gesetzliche Vorschriften um-

zusetzen (Stellenbeschreibung gem. Anlage B 3 = Bl. 37 d.A.). Zu seinen Aufgaben 

gehört die detaillierte Koordination und Aufstellung des Linienteams sowie die Kom-

munikation mit Mitarbeitern und zwischen den Abteilungen. In fachlicher Hinsicht ob-

liegt dem Kläger die Umsetzung des Produktionsplans, die Steuerung der Linie ge-

mäß der vorgegebenen KPIs (Sicherheit, Qualität, SLE, Sirupverluste, EUR, WUR, 

Umsetzung der Sicherheits-, Qualitäts-, und Umweltrichtlinien der CCE AG / CCEP) 

sowie die Dokumentation von Produktionslinien, Daten, Anlagestörungen und Verlus-

ten. 

 

Im Jahr 2020 mahnte die Beklagte den Kläger mehrfach ab. Mit der ersten Abmah-

nung vom 02.04.2020 wirft sie ihm vor, einen Sirupverlust während der Produktion 

nicht gemeldet und dokumentiert zu haben (Anlage B 5 = Bl. 41 d. A.), mit der zwei-

ten Abmahnung vom selben Tag die lückenhafte Kontrolle von Etiketten abgefüllter 
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Flaschen (Anlage B 7 = Bl. 47 d.A.). In der Abmahnung vom 03.08.2020 hält sie dem 

Kläger vor, er habe im Gespräch mit anderen Mitarbeitern bei zu geringem Abstand 

keine Maske getragen (Anlage B 11 = Bl. 57 d.A.). 

 

Am 24.08.2020 fand ein Gespräch zwischen dem Kläger, dem Betriebsratsvorsitzen-

den Herrn K., der damaligen Vorgesetzten des Klägers Frau A., dem Betriebsleiter 

Herrn B. sowie Herrn Bo. statt. In dem Gespräch ging es um Fehlverhalten des Klä-

gers und eine mögliche Versetzung auf eine Stelle als Maschinenführer. Nach Dar-

stellung der Beklagten erwähnte der Kläger im Zuge dieses Gesprächs, dass er Mit-

arbeiter bei Verstößen gegen Sicherheitsvorschriften fotografiert habe. Nach Darstel-

lung des Klägers habe er nur erklärt, dass er Fotos von Führungskräften besitze, die 

sich nicht an Abstandsregeln und die Maskenpflicht gehalten hätten.  

 

Die Beklagte hörte mit Schreiben vom 27.08.2020 (Bl. 33 d.A.) den bei ihr gebildeten 

Betriebsrat zu einer beabsichtigten Änderungskündigung des Klägers an (Anlage B 

2). In dem Anhörungsschreiben führte die Beklagte aus, sie wisse von einem Mitar-

beiter, dass der Kläger tatsächlich Mitarbeiter dabei gefilmt habe, „als sie ohne ent-

sprechende Anstoßkappen in eine Maschine einstiegen“.  

 

Mit Schreiben vom 02.09.2020 ließ der Kläger der Beklagten über seine Gewerk-

schaft mitteilen, dass er tatsächlich keine Aufnahmen von Mitarbeitern gemacht 

habe. Mit der anderslautenden Behauptung habe er aufzuzeigen wollen, dass auch 

andere Beschäftigte, vor allem Vorgesetzte, sich nicht an sämtliche Vorgaben der 

Beklagten halten würden. Ihm sei nun bewusst, was eine solche Aussage auslösen 

könne und er bedaure dies im Nachhinein sehr. 

 

Der Betriebsrat widersprach der geplanten Änderungskündigung am 03.09.2020. 

 

Mit Schreiben vom 09.09.2020 kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis mit dem 

Kläger zum 30.04.2021. Gleichzeitig bot sie ihm die Fortsetzung des Arbeitsverhält-

nisses als Produktionsmitarbeiter im Schichtdienst zu einem Bruttomonatsgehalt iHv. 

EUR 3.095,00 an. Im Übrigen sollte es bei den bisherigen arbeitsvertraglichen Rege-

lungen bleiben. Wegen der Einzelheiten wird auf die Anlage K 1 verwiesen. 
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Der Kläger nahm das Änderungsangebot unter dem Vorbehalt an, dass die Ände-

rung der Arbeitsbedingungen nicht sozial ungerechtfertigt ist.  

 

Mit am 25.09.2020 beim Arbeitsgericht eingegangenen Schriftsatz erhob der Kläger 

gegen die Änderungskündigung vom 09.09.2020 Änderungsschutzklage. Zur Be-

gründung hat er ausgeführt, die bereits abgemahnten und damit „verbrauchten“ Vor-

würfe könnten die Änderungskündigung nicht rechtfertigen. Tatsächlich habe er 

keine Aufnahmen von anderen Mitarbeitern gemacht. Seine Äußerungen in dem Ge-

spräch am 24.08.2020 hätten sich ohnehin auf Verstöße anderer Vorgesetzter gegen 

die bei der Beklagten geltenden Hygienevorschriften bezogen. Die Behauptung habe 

ausschließlich dazu gedient, den Fokus in diesem Gespräch von ihm abzulenken. 

 

Der Kläger hat zuletzt beantragt, 

 

festzustellen, dass die Änderung der Arbeitsbedingungen durch die Änderungs-

kündigung vom 09.09.2020 sozial ungerechtfertigt oder aus anderen Gründen 

rechtsunwirksam ist. 

 

Die Beklagte hat beantragt, 

 

die Klage abzuweisen. 

 

Sie hat behauptet, der Kläger habe - ohne einzugreifen - Mitarbeiter dabei aufgenom-

men, wie sie ohne die vorgeschriebene Sicherheitsausrüstung in Maschinen einge-

stiegen seien. Die Erklärung des Klägers, er habe diese Aussage lediglich getätigt, 

um von sich abzulenken, sei eine reine Schutzbehauptung. Der Kläger sei als Vorge-

setzter ungeeignet. Die Beklagte hat dem Kläger die Fähigkeit abgesprochen, als Li-

nienführer Mitarbeiter sicher anzuleiten. Sie hat geltend gemacht, sie habe mit der 

Änderungskündigung das gegenüber der Beendigungskündigung mildere Mittel ge-

wählt. 
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Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Die bereits abgemahnten Verstöße 

könnten nicht mehr für eine Kündigung herangezogen werden. Der weitere Vortrag 

der Beklagten zu dem die Änderungskündigung begründenden Verhalten des Klä-

gers sei unsubstantiiert. Der Kläger habe bestritten, Aufnahmen von anderen Mitar-

beitern gemacht zu haben, und auch, dass dies von dem Zeugen L. beobachtet wor-

den sei. Er habe darauf hingewiesen, dass der Vortrag der Beklagten derart unsub-

stantiiert gewesen sei, dass er sich darauf nicht habe einlassen können. Die Verneh-

mung des von der Beklagten benannten Zeugen L. wäre auf die Erhebung eines un-

zulässigen Ausforschungsbeweises hinausgelaufen. 

 

Gegen das ihr am 11.03.2021 zugestellte Urteil des Arbeitsgerichts hat die Beklagte 

am 12.03.2021 Berufung eingelegt und diese am letzten Tag der bis zum 14.06.2021 

verlängerten Berufungsbegründungsfrist begründet.  

 

Die Beklagte meint, das Arbeitsgericht habe die gebotene Zeugenvernehmung unter-

lassen. Der für den Ausspruch der Änderungskündigung relevante Tatbestand – das 

Fotografieren von Mitarbeitern bei Verstößen gegen Sicherheitsvorschriften und das 

Nichteinschreiten gegen die Verstöße – sei eindeutig beschrieben und unter Beweis 

gestellt. Die Vernehmung des Zeugen L. hätte zu keiner Ausforschung geführt. Denn 

der Beklagten seien alle relevanten Details bekannt gewesen. Der Kläger habe am 

13.08.2020 zwischen 13:15 und 13:30 Uhr den Mitarbeiter M. S. dabei gefilmt, wie 

dieser - ohne vorgeschriebene Schutzbekleidung (sog. Anstoßkappe für den Schutz 

des Kopfes gegen Kopfverletzungen) - an der Anlage 2 im Bereich des Vollgutladers 

zur Reparatur in die Maschine gestiegen sei. Aufgrund der eindeutigen Aussage des 

Zeugen gebe es „greifbare Anhaltspunkte“ für den behaupteten Sachverhalt. Der Klä-

ger habe im Übrigen die Beobachtung des Zeugen zunächst bestätigt, indem er an-

gegeben habe, andere Mitarbeiter und Vorgesetzte bei Verstößen fotografiert zu ha-

ben. Erst nachdem ihm klargeworden sei, dass sein Verhalten nicht rechtmäßig war, 

und ihm hieraus arbeitsrechtliche Konsequenzen erwachsen könnten, habe er be-

hauptet, gar keine Fotos gemacht zu haben. Dabei handele es sich um eine Schutz-

behauptung. Die Beklagte ist der Ansicht, das Arbeitsgericht habe seine Hinweis-
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pflicht verletzt. Es hätte die Beklagte auf die aus seiner Sicht bestehende Entschei-

dungsrelevanz hinweisen und ihr – zumindest im Rahmen der Kammerverhandlung – 

Gelegenheit zur Äußerung geben müssen. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

das Urteil des Arbeitsgerichts Lübeck vom 18.02.2021 – 3 Ca 1977/20 – abzu-

ändern und die Klage abzuweisen. 

 

Der Kläger beantragt,  

 

 die Berufung zurückzuweisen. 

 

Er bestreitet, die von der Beklagten behauptete Situation gefilmt zu haben. Der Mitar-

beiter S. habe sich am 13.08.2020 zwischen 13:15 und 13:30 Uhr nicht im Bereich des 

Vollgutladers befunden. Er sei nicht ohne Anstoßkappe in die Maschine 2 eingestie-

gen. Der anderslautende neue Vortrag der Beklagten sei verspätet.  

 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf den Inhalt der gewechselten 

Schriftsätze nebst Anlagen und die Sitzungsniederschrift Bezug genommen. 

 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Berufung der Beklagten ist unbegründet. 

 

I. Die gemäß § 64 Abs. 1 und 2 c) ArbGG statthafte Berufung der Beklagten ist zuläs-

sig. Sie ist frist- und formgerecht eingelegt und begründet worden, § 66 Abs. 1 Sätze 

1 und 2, § 64 Abs. 6 Satz 1 ArbGG iVm. §§ 519, 520 Abs. 1 und 3 ZPO. 
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II. Die Berufung ist unbegründet. Das Arbeitsgericht hat der Klage im Ergebnis zu 

Recht stattgegeben. Die zulässige Änderungsschutzklage (§ 4 Satz 2 KSchG) ist be-

gründet. Die Änderung der Arbeitsbedingungen aufgrund der Änderungskündi-

gung vom 09.09.2020 ist sozial ungerechtfertigt und daher rechtsunwirksam, § 2 

Satz 1, § 1 Abs. 2 Satz 1 iVm. § 1 Abs. 1 KSchG. 

 

1. Eine Änderung der Arbeitsbedingungen ist sozial gerechtfertigt, wenn der Fortset-

zung des Arbeitsverhältnisses zu den bisherigen Bedingungen Gründe in der Person 

oder im Verhalten des Arbeitnehmers oder dringende betriebliche Gründe iSv. § 1 Abs. 

2 KSchG entgegenstehen und die angebotenen geänderten Bedingungen dem Ver-

hältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen (KR-Kreft, 12. Aufl. § 2 KSchG Rn. 152 

mwN).  

 

Auch bei einer ordentlichen Änderungskündigung aufgrund von im Verhalten des Ar-

beitnehmers liegenden Gründen ist regelmäßig eine einzelfallbezogene Interessen-

abwägung unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes erforderlich. 

Die angebotenen Vertragsänderungen dürfen sich nicht weiter von deren Inhalt ent-

fernen, als es zur Erreichung des angestrebten Ziels erforderlich ist (BAG 18.05.2017 

– 2 AZR 606/16 – Rn. 11; LAG Nürnberg 06.08.2012 – 2 Sa 643/11–; LAG München 

13.04.2016 – 5 Sa 990/15 –; KR-Kreft, 12. Aufl. § 2 KSchG Rn. 151). Wie bei einer 

Beendigungskündigung bedarf es auch bei einer verhaltensbedingten Änderungs-

kündigung grundsätzlich einer vorherigen Abmahnung (KR-Kreft § 2 KSchG Rn. 155 

mwN.; ErfK/Oetker, 20. Aufl. § 2 KSchG Rn. 46; BAG 21.11.1985 – 2 AZR 21/85 –; 

18.11.1986 – 7 AZR 674/84 –; LAG Nürnberg 06.08.2012 – 2 Sa 643/11 –; LAG 

München 13.04.2016 – 5 Sa 990/15 –). Beruht die Vertragspflichtverletzung auf steu-

erbarem Verhalten des Arbeitnehmers, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass 

sein künftiges Verhalten schon durch die Androhung von Folgen für den Bestand des 

Arbeitsverhältnisses positiv beeinflusst werden kann (BAG 20.11.2014 – 2 AZR 

651/13 – Rn. 22). Sowohl die ordentliche als auch die außerordentliche Kündigung 

wegen einer Vertragspflichtverletzung setzen deshalb regelmäßig eine Abmahnung 

voraus. Einer solchen bedarf es nach Maßgabe des auch in § 314 Abs. 2 iVm. § 323 

Abs. 2 BGB zum Ausdruck kommenden Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes nur dann 

nicht, wenn bereits ex ante erkennbar ist, dass eine Verhaltensänderung in Zukunft 
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auch nach Abmahnung nicht zu erwarten steht oder es sich um eine so schwere 

Pflichtverletzung handelt, dass selbst deren erstmalige Hinnahme dem Arbeitgeber 

nach objektiven Maßstäben unzumutbar und damit offensichtlich - auch für den Ar-

beitnehmer erkennbar – ausgeschlossen ist (BAG 20.11.2014 – 2 AZR 651/13 – Rn. 

22; 25.10.2012 – 2 AZR 495/11 – Rn. 16). Dies gilt grundsätzlich auch bei Störungen 

im Vertrauensbereich (BAG 19.04.2012 – 2 AZR 186/11 – Rn. 22). Auch bei einem 

solchen Fehlverhalten braucht es eine vorherige erfolglose Abmahnung, wenn der 

Arbeitnehmer mit vertretbaren Gründen annehmen konnte, sein Verhalten sei nicht 

vertragswidrig oder werde vom Arbeitgeber zumindest nicht als ein erhebliches, den 

Bestand des Arbeitsverhältnisses gefährdendes Fehlverhalten angesehen. 

 

2. Ein verhaltensbedingter Grund für die Änderung der Arbeitsbedingungen iSv. § 2 

Satz 1 KSchG iVm. § 1 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 KSchG liegt zum maßgeblichen Beurtei-

lungszeitpunkt des Zugangs der Änderungskündigung nicht vor. Die Änderungskün-

digung erweist sich im vorliegenden Fall bei der gebotenen umfassenden einzelfall-

bezogenen Interessenabwägung als unverhältnismäßig. Auch wenn der Vortrag der 

Beklagten zu den von ihr behaupteten (und vom Kläger bestrittenen) Pflichtverletzun-

gen unterstellt wird, hätte eine Abmahnung als Reaktion ausgereicht. Sie wäre als 

milderes Mittel nicht nur erforderlich, sondern auch geeignet gewesen.  

 

a) Die Beklagte wirft dem Kläger vor, er habe am Mittag des 13.08.2020 den Mitar-

beiter S. dabei gefilmt, wie er an der Anlage 2 im Bereich des Vollgutladers ohne 

Kopfschutz zur Reparatur in die Maschine gestiegen sei. Durch das ungefragte Fil-

men habe der Kläger das Persönlichkeitsrecht des Mitarbeiters S. verletzt. Der Klä-

ger habe zudem nichts unternommen, um den Mitarbeiter davon abzuhalten, ohne 

Schutzkleidung die Reparatur auszuführen. Darin liege ein Verstoß gegen Sicher-

heitsbestimmungen. Damit hat die Beklagte Pflichtverletzungen des Klägers behaup-

tet. Als Vorgesetzter gehört es zu seinen Aufgaben, dafür zu sorgen, dass die ihm 

unterstellten Beschäftigten Sicherheitsbestimmungen beachten. Er verletzt auch 

seine Rücksichtnahmepflicht, wenn er im Betrieb Beschäftigte ungefragt fotografiert 

oder filmt. Der Arbeitgeber muss solche Verstöße gegen das Persönlichkeitsrecht 

seiner Beschäftigten unterbinden. 
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b) Der Kläger ist jedoch bisher nicht einschlägig wegen des Verstoßes gegen Sicher-

heitsbestimmungen oder der mit der Missachtung des Persönlichkeitsrechts verbun-

denen Verletzung der Rücksichtsmaßnahmepflicht abgemahnt worden. Die Abmah-

nungen vom 02.04.2020 und vom 03.08.2020 betreffen andere Pflichtverstöße, näm-

lich Schlechtleistungen und die Missachtung der wegen Corona bestehenden Ab-

standsregeln. In einem Fall ging es um die Dokumentation eines Sirupverlustes, in 

einem anderen um die fehlerhafte Kontrolle von Etiketten und schließlich um den zu 

geringen Abstand bei einem ohne Maske geführten Gespräch. Eine negative Prog-

nose ohne einschlägige Abmahnung lässt sich jedoch nicht bejahen.  

 

c) Eine Abmahnung war nicht deshalb entbehrlich, weil bereits ex ante erkennbar ge-

wesen wäre, dass eine Verhaltensänderung auch nach der Abmahnung in Zukunft 

nicht zu erwarten war. Die negative Prognose ist insbesondere dann gerechtfertigt, 

wenn der Arbeitnehmer nicht einsichtsfähig und nicht gewillt ist, sich vertragsgerecht 

zu verhalten, er etwa seine Vertragsverletzung hartnäckig und uneinsichtig fortsetzt, 

obwohl er die Vertragswidrigkeit seines Verhaltens kannte (LBK/Krause § 1 KSchG 

Rn. 481). Hier kann insbesondere das „Nachtatverhalten“ bis zum Ausspruch der 

Kündigung eine Rolle spielen (BAG 20.11.2014 – 2 AZR 651/13 –).   

 

Nach Darstellung der Beklagten hat der Kläger am 13.08.2020 erstmals und nur in 

diesem einen Fall das Persönlichkeitsrecht eines Mitarbeiters verletzt, indem er un-

gefragt von ihm Filmaufnahmen gemacht hat.  

 

Die Beklagte hat auch nicht behauptet, der Kläger habe vorher oder nachher Ver-

stöße von ihm unterstellten Mitarbeitern gegen Sicherheitsbestimmungen geduldet.  

Es handelt sich also hier um den ersten Fall der Duldung eines Verstoßes gegen Si-

cherheitsvorschriften bei der Arbeit.  

 

Die Kläger hat nicht ex ante zum Ausdruck gebracht, zukünftig nicht willens zu sein, 

Sicherheitsbestimmungen und Persönlichkeitsrechte anderen Mitarbeiter zu beach-

ten. Er hat keinen Anhaltspunkt für ein hartnäckiges, unbelehrbares Verhalten gelie-

fert. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass eine ordnungsgemäße Ab-
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mahnung, die ihm seine Pflichten deutlich vor Augen führt, Erfolg gehabt hätte. Zwin-

gende Anhaltspunkte für das Gegenteil sind jedenfalls nicht ersichtlich (vgl. dazu 

BAG 21.11.1985 – 2 AZR 21/85 – Rn. 25 aE). 

 

Das Verhalten des Klägers nach dem Vorfall und vor Ausspruch der Kündigung lässt 

nicht auf fehlende Einsicht schließen. In dem Gespräch am 24.08.2020 hat der Klä-

ger zwar von ihm dokumentierte Verstöße anderer Mitarbeiter erwähnt und behaup-

tet, er verfüge über Aufnahmen davon. Im Widerspruch dazu hat er wenig später (am 

02.09.2020) über seine Gewerkschaft mitteilen lassen, er habe keine Fotoaufnahmen 

gefertig. In diesem Schreiben aber kommt zum Ausdruck, dass dem Kläger die mit 

Fotoaufnahmen verbundene Persönlichkeitsrechtsverletzung durchaus bewusst ist. 

Dies wertet die Kammer indes nicht als entlastend, da der Gewerkschaftssekretär, 

der das Schreiben vom 02.09.2020 verfasst hat, nach seiner Darstellung den Kläger 

eindringlich darauf hingewiesen hat, dass ungefragtes Fotografieren nicht rechtens 

ist. Zudem wirkt sich „Nachtatverhalten“ vor Zugang der Kündigung allenfalls 

schwach entlastend aus (BAG 20.11.2014 – 2 AZR 651/13 – Rn. 31; 09.06.2011 – 2 

AZR 323/10 – Rn. 39). Aus dem Verhalten des Klägers vor Zugang der Kündigung 

am 10.09.2020 lässt sich aber ebenso wenig schließen, er wolle auch künftig unge-

fragt Mitarbeiter filmen oder Verstöße gegen Sicherheitsbestimmungen ignorieren.  

 

Eine Abmahnung wäre nicht ungeeignet gewesen. Mit ihr hätte die Beklagte dem Klä-

ger verdeutlichen können, was sie bei festgestellten Nachlässigkeiten in Sicherheits-

fragen erwartet und dass sie jede Form der Persönlichkeitsrechtsverletzung im Betrieb 

missbilligt. 

 

d) Eine Abmahnung war auch nicht deshalb ausnahmsweise entbehrlich, weil es sich 

um derart schwere Pflichtverletzungen gehandelt hat, dass der Beklagten nach ob-

jektiven Maßstäben selbst deren erstmalige Hinnahme unzumutbar war. 

Die Kammer teilt bei der gebotenen Abwägung nicht die von der Beklagten in der Be-

rufungsverhandlung vertretene Ansicht, dass es sich angesichts des konkreten Sach-

verhalts bei den im Raum stehenden Vorwürfen, nämlich Verletzung des Persönlich-
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keitsrechts eines Mitarbeiters durch Fertigen von Filmaufnahmen und Nichteinschrei-

ten bei Verstoß gegen Sicherheitsbestimmungen, um schwere, eine Abmahnung ent-

behrlich machende Pflichtverletzungen handelte. Dabei wird nicht übersehen, dass 

der Kläger unstreitig eine Vorgesetztenstellung einnimmt. Die Beklagte muss ihm da-

her unbedingtes Vertrauen entgegenbringen können. Sie muss sich auf ihn verlassen 

können und kann ein umsichtiges Verhalten in dieser Funktion berechtigterweise vo-

raussetzen. Dazu gehört, dass er Verstöße gegen Sicherheitsbestimmungen abstellt 

und nicht nur dokumentiert, sobald er sie bemerkt. Zu berücksichtigen ist aber, dass 

der Kläger am 13.08.2020 selbst nicht gegen Sicherheitsbestimmungen verstoßen 

hat. Den Verstoß hat – auch nach Darstellung der Beklagten – der Mitarbeiter S. be-

gangen. Er hat die zur Sicherheitsausrüstung gehörende Anstoßkappe nicht getra-

gen.  

Die Dokumentation einer solchen Pflichtwidrigkeit stellt, wie oben ausgeführt, ihrer-

seits eine arbeitsrechtliche Pflichtverletzung dar. Die Pflichtwidrigkeit hätte der Kläger 

erkennen können, mag sie auch nicht evident gewesen sein. Insoweit ist auch zu be-

rücksichtigen, dass Smartphones stets zur Hand sind und Fotos sowie Videos häufig 

spontan und unüberlegt gemacht werden. Die Kammer hält die Wiederherstellung 

des für die Wahrnehmung der Aufgabe des Linienführers notwendige Vertrauen für 

möglich. Der Beklagten ist es zuzumuten, den Kläger weiter als Geschäftsführer zu 

beschäftigten.   

e) Auch die abschließende Interessenabwägung (dazu BAG 20.11.2014 – 2 AZR 

651/13 – Rn. 32) führt zu einem überwiegenden Interesse des Klägers am Erhalt sei-

nes bisherigen Arbeitsplatzes. 

Für das Interesse der Beklagten an der Änderung der Arbeitsvertragsbedingungen 

spricht, dass es sich bei der Funktion des Linienführers um eine durchaus verantwor-

tungsvolle Aufgabe handelt. Für die Beklagte ist ein ungestörtes Vertrauensverhältnis 

besonders wichtig (vgl. BAG 05.04.2001 – 2 AZR 159/00 -). Bei fehlerhaftem Han-

deln in einer Leitungsfunktion können erhebliche Schäden für Leib und Leben eintre-

ten. Einem Arbeitnehmer mit Vorgesetztenfunktion kommt zudem stets eine gewisse 

Vorbildrolle zu.  
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Auf der anderen Seite ist der Kläger bereits mehr als 29 Jahre bei der Beklagten be-

schäftigt und seit etwa acht Jahren als Linienführer tätig. Durch die künftige Stelle 

(Produktionsmitarbeiter) würde er eine erhebliche finanzielle Verschlechterung erfah-

ren. Seine Vergütung würde sich monatlich um knapp 700,00 EUR reduzieren. Der 

Kläger ist zudem im Zeitpunkt des Ausspruchs der Kündigung 53 Jahre alt gewesen 

und daher auch diesbezüglich schutzwürdig im Bestand seines bisherigen Arbeits-

platzes und der erreichten Position. Zu beachten ist schließlich, dass kein Schaden 

eingetreten ist. 

Aus den genannten Gründen ist die ausgesprochene Änderungskündigung unver-

hältnismäßig und lässt das Interesse des Klägers am Bestand seiner bisherigen Ar-

beitsvertragsbedingungen gegenüber dem Änderungsinteresse der Beklagten über-

wiegen. 

III. Die Beklagte trägt die Kosten ihrer erfolglosen Berufung, § 97 Abs. 1 ZPO. 

Ein gesetzlicher Grund iSv. § 72 Abs. 2 ArbGG, die Revision zuzulassen, besteht 

nicht. 

 

 

 

 


